heim Iuferate 
den Sonnabend. werben jederzeit in ben 
Wonnementspreis Expedition d. Blattes 

2 . 50 Pf. jährlich, er 3 

„u die Poſt bezegen palk⸗ a. 
1 ME 90 N. S . 1 15 . 

f Nedaetion n 
amtlichen Theils: 1 von > 
eg Rreisausigui. 8. löscht in Stuhm. 


ben Kreis Stuhm. 


Nr IP 12. Stuhm, Sonnabend, den 19. März | 1887. 
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Verfügungen und Bekanntmachungen 
des Landrathsamtes und Kreis ⸗Ausſchuſſes. 


Nr. 1. Damit die General⸗Verwaltung der Königlichen Muſeen hierſelbſt in die Lage gebracht werde, auch Fund von 
ihrerſeits nach Möglichkeit der leider noch immer in großem Maaße ſtatthabenden Verbringung von vorge- Alterthümern 
ſchichtlichen oder früh geſchichtlichen Funden entgegenzuwirken und unter Umſtänden dem Uebergang ſolcher 

Fundſtücke in Privatſammlungen, wo ſie vorerſt für die wiſſenſchaftliche Ausbeutung verloren find, zuvor— 

zukommen, erſuche ich Euer Hochwohlgeboren ergebenſt, die Lokalbehörden ihres Bezirks anzuweiſen, von 

allen durch amtliche Anzeige oder auf anderem Wege zu ihrer Kenntniß gelangenden Funden ſolcher Alter- 

thümer der vorgeſchichtlichen oder frühgeſchichtlichen Zeit Euer Hochwohlgeboren ſogleich Bericht zu erſtatten. 
5 Berlin, den 5 Februar 1887. gez. Dr. von Goßler 


Indem ich vorſtehendes Miniſterial⸗Reſkript zur Kenntniß der Orts- wie Ortspolizeibehörden und 
der Gendarme des Kreiſes bringe, erſuche ich dieſelben, mir von allen zu ihrer Renntniß gelangenden 
Funden oben bezeichneter Art ſogleich Mittheilung zugehen zu laſſen. 

Stuhm, den 18. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


M 2. Behufs Ausführung der Schutzpockenimpfung im Jahre 1887 werden die Polizei-Ver⸗ Impfung. 
waltungen, Guts⸗ und Gemeindevorſtände erſucht, eine Nachweiſung der impflichtigen Kinder nach dem 
untenſtehenden Formular anzufertigen und bis zum 10. April er. bei Vermeidung koſten⸗ 
pflichtiger Abholung hierher einzuſenden. 

In die Nachweiſung ſind aufzunehmen: 

1. ſämmtliche im Orte befindlichen Kinder, welche im Jahre 1886 geboren ſind, 
2. die im Orte befindlichen Kinder, welche in früheren Jahren geboren, aber noch nicht 
mit Erfolg geimpft ſind. 
f Es hat daher, damit die Nachweiſung möglichſt vollſtändig und richtig iſt, eine Ermittelung der 
impflichtigen Kinder von Haus zu Haus ſtattzufinden. Bei den außerhalb geborenen Kindern iſt in Spalte 
3 der Nachweiſung auch noch der Geburtsort anzugeben. 

Die Nachweiſung iſt vor der Einreichung dem Standesbeamten mit dem Erſuchen vorzulegen, 
zu prüfen, ob ſämmtliche im Jahre 1886 im Orte geborenen und noch lebenden Kinder in die Nach» 
weiſung aufgenommen ſind, und die ausgelaſſenen nachzutragen, auch unter der Liſte zu beſcheinigen, daß 
ſämmtliche in der Ortſchaft im Jahre 1886 geborenen und noch lebenden Kinder in dieſelbe aufgenommen find. 

Wenn die Eltern der von dem Standesbeamten in die Liſte eingetragenen impfpflichtigen Kinder 
ſich nicht mehr am Orte befinden, ſo iſt in Spalte 6 anzugeben, wohin die Eltern verzogen ſind. Liegt 
der neue Wohnort in einem anderen Kreiſe als dem hieſigen, ſo iſt auch noch der Name des Kreiſes 
oder die Stadt, bei welcher der neue Wohnort belegen, anzugeben. 

Außer der vorgedachten Nachweiſung über die in dieſem Jahre zur Erſtimpfung vorzuſtellenden 
Kinder muß von dem Lehrer und bei mehrklaſſigen Schulen von dem Hauptleyrer eine Nachweiſung über die 
am Jahre 1887 zur Wiederimpfung vorzuſtellenden Schulkinder aufgeſtellt werden. 

Die dazu erforderlichen Formulare werden den Polizeiverwaltungen und den Gemeinde- und 


Anbau der 
Zuckerrübe. 


Hagel⸗ 
Jerſicherung. 


Laufende Nr. 
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Gutsvorſtänden, in deren Bezirk ſich eine Schule befindet, zugeſandt werden. Die Formulare find dem: 
Lehrer bezw. Hauptlehrer mit dem Anſuchen zu überſenden, in dieſelbe alle diejenigen die Schule beſuchenden 
Kinder einzutragen, welche im Jahre 1875 oder früher geboren, aber noch nicht mit Erfolg wiedergeimpft 
find. Wenn die vor dem Jahre 1875 geborenen Schulkinder die erfolgte Wiederimpfung nicht dure Vor⸗ 
legung des Impfſcheins nachweiſen, ſo ſind ſie unbedingt in die Nachweiſung zu übernehmen. 2 
Die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Nachweiſung muß von dem Lehrer bezw. Hauptlehrer 
unter beiden Exemplaren beſcheinigt werden. ae: 
Die Nachweiſungen find nicht nur für die Öffentlichen Schulen, ſondern auch für die Privat⸗ 
ſchulen aufzuſtellen. ö | 
Der Wiedereinreichung der von dem Lehrer aufzuſtellenden Nachweiſungen durch die vorbezeich⸗ 
neten Behörden ſehe ich bis zum 10. April er. zur Vermeidung koſtenpflichtiger Abholung entgegen. 
Stuhm, den 16. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


Nachweiſung 
derjenigen Kinder in dem Gemeinde- (Guts⸗) Bezirk Li 
welche im Jahre 1887 zur Erſtimpfung vorzuftellen find. 


Des Impflings Des Vaters, Pflegevaters 
oder Vormundes. 
Vor- und A A or —— Bemerkungen. 
e der Geburt. Zunamen Stand. 


Die Richtigkeit beſcheinigt | 
en Den... Ten Ders, TEST. 
Der Gemeinde- (Guts-) Vorſteher. 


M 3. Mit dem ausgedehnteren Anbau der Zuckerrübe innerhalb des hiefigen Kreiſes hat auch das 
Verfahren immer mehr Eingang gefunden, die Reinigung und das Ausnehmen der Rüben im Accordſatze 
an Unternehmer zu vergeben, welche ſodann die erforderlichen Arbeitskräfte engagiren. Dabei haben ſich 
nun aber bereits im vorigen Jahre die Mißſtände herausgeſtellt, daß einmal bei Annahme der Arbeiter 
die Legitimation derſelben von den Unternehmern nicht hinreichend geprüft wird und weiter an vielen. 
Stellen keine angemeſſene Beherbergung der Arbeiter ſtattfindet, die indeſſen in Rückſicht auf die vielen 
darunter befindlichen Frauen und Mädchen unbedingt verlangt werden muß. Den betheiligten Grundbe⸗ 
ſitzern mache ich deshalb zur Pflicht, | 

1. die Legitimation der von den Unternehmern gemietheten Arbeiter eingehend zu prüfen und für die 

Entlaſſung ſolcher Perſonen, die ihre Berechtigung zum Abſchluß der Miethsvertrages nicht hin⸗ 
reichend nachweiſen können, ſofortige Sorge zu tragen; N 
2. die hierbei in Betracht kommenden Arbeiter getrennt nach Geſchlechtern, in angemeſſener Weiſe unter⸗ 
zubringen. Selbſtredend gilt daſſelbe auch für ſolche Fälle, in denen Grundbeſitzer ohne Zuhilfe⸗ 
nahme eines Unternehmers eine Anzahl von Arbeitern in gleichartiger Weiſe engagiren. f 

Die Ortspolizeibehörden des Kreiſes erſuche ich aber, auf die ſtrenge Beachtung dieſer Anordnung zu 
halten und gegen ſolche Grundbeſitzer, welche die unter Nr. 2 angegebene Bedingung nicht erfüllen, mit 
ſofortigen Zwangsmaßnahmen gemäß $ 68 des Organiſationsgeſetzes vom 26. Juli 1880 vorzugehen. 

Ebenſo haben die Gendarmen des Kreiſes die zu ihrer Kenntniß gelangenden diesbezüglichen 
Uebertretungen ſofort der zuſtändigen Ortspolizeibehörde anzeigen. 
Stuhm, den 18. März 1887. 5 Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 

l 4. In neuerer Zeit iſt ſowohl bei den Verhandlungen im Deutſchen Landwirthſchaftsrathe als 
anderweit die Thatſache öffentlich beklagt worden, daß die Verſicherung gegen Hagelſchaden gerade bei der 
bäuerlichen und kleinbäuerlichen Bevölkerung im Allgemeinen wenig Verbreitung gefunden hat, jo daß 
dieſe Bevölkerungsklaſſen beim Eintritte eines bedeutenderen Hagelſchadens nicht ſelten in ihrer Exiſtenz ge⸗ 
fährdet ſind. Es erſcheint als eine Aufgabe der Staatsbehörden mit den ihnen zu Gebote ſtehenden Mit⸗ 
teln auf die Beſeitigung dieſes, den öffentlichen Intereſſen widerſtrebenden Zuſtandes hinzuwirken. 

Mit Rückſicht hierauf mache ich die Beſitzer ländlicher Grundſtücke im Kreiſe Stuh | auf die großen 
wirthſchaftlichen Vortheile der Hagelverſicherung aufmerkſam und weiſe insbeſondere auch darauf hin, daß 
nach der beſtehenden Grundſteuer⸗Verfaſſung im Falle des Hagelſchadens ein Erlaß an der Grundſteuer 
nicht ftattfindet. | | a ER | 

| Stuhm, den 15. März 1887 Der Landrath, J. B.: Der Kreisdeputirte. 
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Nr. 5. Abgemeine Verfügung, 
betreffend die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten 
ser und den Schulbeſuch der Hütekinder. 


Die unter 1 bis (einschließlich) 10 der Verordnung über Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum 


Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder vom 15. März 1858 (Amtsblatt pro 1858 S. 54 ff.) 
gegebenen Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben, jedoch unbeſchadet der fortbeſtehenden Vorſchrift 11. 


An Stelle der aufgehobenen Beſtimmungen ordnen wir Folgendes an: 
I. Bedingungen, unter welchen ſchulpflichtige Kinder zum Viehhüten verwendet werden dürfen. 


1. Zum Viehhüten dürfen ſchulpflichtige Kinder nur verwende“ werden, wenn fie mit einem vor⸗ 
ſchriftmäßigen Erlaubnißſchein verſehen ſind. 

2. Dieſer Erlaubnißſchein wird auf dem Lande von dem Lokalſchulinſpektor des Heimathortes, in 
den Städten von der Schuldeputation ertheilt und zwar zum Hütedienſt bei einem beſtimmten Dienſtherrn 
für die Zeit von Oſtern bis zum 1. November des laufenden Jahres. 

3. Der Hüteſchein darf nur ertheilt werden: 

a. wenn das Kind das zehnte Lebensjahr zurückgelegt hat und in der Schule entweder 
der Mittelſtufe oder der Oberſtufe angehört, 

b. He 1 in dem vorausgegangenen Winterhalbjahre die Schule regelmäßig be⸗ 
ucht hat, N 

c. wenn die Armuth deſſelben durch ein Atteſt der zuſtändigen Ortsobrigkeit erwieſen tft, 

d. wenn der Dienſtherr, falls er im vorhergegangenen Jahre ein Hütekind gehalten hat, 
dieſes regelmäßig zur Schule geſchickt hat. 


II. Ueberweiſung und Anmeldung der Hütekinder. 


1. Der Erlaubnißſchein iſt, nachdem der in demſelben benannte Dienſtherr den Schein mit Namens⸗ 
unterſchriften verſehen hat, von dem Lokalſchulinſpektor bezw. der ſtädtiſchen Schuldeputation dem Lehrer 
derjenigen Schule, welche das Kind beſuchte, behufs Eintragung in ein beſonderes Verzeichniß der Hüte 
kinder zuzuſtellen. Wenn das Kind in einem andern Schulbezirke in den Hütedienſt tritt, ſo iſt eine 
Abſchrift des Erlaubnißſcheins (Hüteſcheins) dem Lokalſchulinſpektor bezw. der ſtädtiſchen Aufſichtsbehörde 
derjenigen Schule, welche das Kind während der Hütezeit zu beſuchen hat, behufs Aushändigung an den 
Lehrer dieſer Schule und Aufnahme in das Verzeichniß der Hütekinder zu überſenden. 

2. Das mit dem Erlaubnißſchein verſehene Hütekind hat ſich vor ſeinem Eintritt in den Hütedienſt 
bei dem zuſtändigen Lehrer, deſſen Schule es zu beſuchen hat, zu melden und mit ſeinem Eintritt in den 
Hütedienſt die Schule wöchentlich in 12 von dem Lokalſchulinſpektor bezw der Schuldeputation zu be⸗ 
ſtimmenden Stunden zu beſuchen (Cirkularverfügung vom 16. März 1870). 


III. Schulverſäumniſſe und deren Beſtrafungen. 


1. Der Lehrer iſt verpflichtet, ſämmtliche zu ſeiner Schule angemeldeten Hütekinder in der Schul⸗ 
beſuchsliſte einzutragen und jeden verſäumten Unterrichtstag in derſelben anzumerken. Auf Grund der 
Schulbeſuchsliſte hat derſelbe jeden Sonnabend demjenigen Mitgliede des Schulvorſtandes bezw. der Schul⸗ 
deputation, welches mit der Prüfung der für die Schulverſäumniſſe beizubringenden Entſchuldigungsgründe 
Anu iſt, eine Verſäumnißliſte oder, wenn keine Verſäumniſſe vorgekommen find, einen Fehl⸗Bericht 
einzureichen. 

2. Jedes Mitglied des Schulvorſtandes bezw. der Schuldeputation hat, wenn dem Lehrer oder 
ihm ſelbſt der Verſäumnißgrund nicht bekannt iſt, den betreffenden Dienſtherrn behufs Angabe der Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe zu einem beſtimmten Termin in den erſten drei Tagen der Woche mit der Verwarnung 
vorzuladen, daß im Fall feines Ausbleibens angenommen werde, er hätte zur Sache nichts anzuführen. 
Die ausgefüllte Liſte bezw. der Fehlbericht iſt an jedem Donnerstage an den Lokalſchulinſpektor bezw. 
zan die ſtädtiſche Schuldeputation zu befördern und demnächſt iſt die mit den Strafanträgen verſehene 
Verſäumnißliſte bis zum folgenden Sonnabend der zuſtändigen Ortspolizeibehörde zuzuſtellen. Letztere 
hat die Strafe gegen den Dienſtherrn feſtzuſetzen und demnächſt die eingezogenen Geldſtrafen an den 
Rendanten der Ortsſchulkaſſe, die Verſäumnißliſte dagegen an den Lokalſchulinſpektor bezw. den Vorſitzen⸗ 
den der ſtädtiſchen Schuldeputation abzugeben. Von dort iſt die Liſte nach genommener Kenntniß dem 
Rendanten der Schulkaſſe als Belag für die zu vereinnahmende Schulſtrafe zuzuſtellen (Verordnung vom 
22. Dezember 1880 Amtsblatt 2. Beilage). | 

3. Für jede ſtrafbare Schulverſäumniß der Hütekinder hat nach geſetzlicher Beſtimmung des 8 4 
der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 im erſten und zweiten Fall eine Strafe von je 4 Pf. für den 
Tag, in den folgenden Fällen eine ſolche von je 50 Pf. für den Tag einzutreten. | 


Hütteki * 


OR -- 


Die Höhe der für den Unvermögensfall feſtzuſetzenven Haftſtrafe beſtimmt 8 11 der Verordnung 
vom 10. Dezember 1863 (Außerordentliche Beilage zum Amtsblatt Nr. 3 pro 1864). 


IV. Kontrolle über die Hütekinder. 


1. Der Lokalſchulinſpektor bezw. die ſtädtiſche Schuldepution hat ein Verzeichniß derjenigen 
Kinder, welchen ein Erlaubnißſchein ausgeſtellt iſt, oder für welche die Abſchrift des von einem andern 
Lokalſchulinſpektor oder einer anderen Schuldeputation ausgefertigten Erlaubnißſcheins eingegangen ift,- 
zu führen mit Angabe des Alters des Kindes, der Namen der Eltern, Pfleger oder Dienſtherren des 
Wohnorts derſelben, ſowie der Schule, welche das Kind im letzten Winterhalbjahr zu beſuchen hatte. 

2. Bis zum 15. Mai jeden Jahres hat der Lehrer, und an zweiklaſſigen oder mehrklaſſigen Schulen 
der Hauptlehrer der Schule, dem Lokalſchulinſpektor bezw. der ſtädtiſchen Schuldeputation ein gleiches, von 
dem Ortsvorſtande als richtig und vollſtändig beſcheinigtes Verze ichniß der in dem Schulbezirk vorhandenen 
Hütekinder in 3 Exemplaren einzureichen, oder — falls Hütekinder im Schulbezirke nicht vorhanden ſind⸗ 
— einen Fehl-⸗Bericht zu erſtatten. 

Das Verzeichniß iſt mit der dreifachen Rubrik zu verſe hen: _ 

1. mit Erlaubnißſchein angemeldet, 
2. mit Erlaubnißſchein aber nicht angemeldet, 
3. ohne Erlaubnißſchein. 

3. Der Lokalſchulinſpektor bezw die Schuldepution ſendet bis zum 1. Juni jedes Jahres ein 
Exemplar der von ſämmtlichen Lehrern ſeines bezw ihres Aufſichtsbezirks eingegangenen Verzeichniſſe, nach⸗ 
dem ſolchen das Ergebniß der eigenen Nachforſchungen beigefügt iſt, an den Königlichen Kreislandrath, 
ein zweites an den Kreisſchulinſpektor. Das dritte Exemplar der Verzeichniſſe iſt zu den, von dem Lokal⸗ 
ſchulinſpektor bezw. der Schuldeputation „ über Angelegenheiten der Hütekinder“ zu führenden beſonderen 
Akten zu nehmen. 

4. Der Lokalſchulinſpektor bezw. die Schuldeputation hat die Lehrer des Aufſichtsbezirks zur ſorg⸗ 
fältigen Anfertigung der Verzeichniſſe und zur vorſchriftsmäßigen Führung der Liſte über die Schulver⸗ 
ſäumniſſe der Hütekinder, ſowie zur prompten Einſendung derſelben anzuhalten, nöthigenfalls ihre Be⸗ 
ſtrafung für Nachläſſigkeiten beim Königlichen Kreisſchulinſpektor zu beantragen, auch Verſäumniſſe der 
Ortsvorſtände bei Ermittelung der Hütekinder, ſoweit fie zu feiner Kenntniß kommen, ſowie Unterlaſſungen 
oder Verzögerungen der Ortspolizeibehörden in Bezug auf die Strafvollſtreckung dem Köinglichen Kreis⸗ 
Landrath anzuzeigen. 

5. Der Kreisſchulinſpektor überzeugt ſich bei jeder Viſitation von dem Vorhandenſein der die Hüte⸗ 
kinder betreffenden Akten, ſowie von der regelmäßigen Führung der Liſten, prüft die ihm vorzuſtellen⸗ 
den Hütekinder und macht von dem Ergebniß der Prüfung, ſowie von etwaigen Nachläſſigkeiten der Lehrer, 
in jedem Reviſionsprotokoll Anzeige. * 

6. Der Kreisſchulinſpektor und Kreislandrath werden fo viel als möglich örtliche Reviſionen 
über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der ihnen eingereichten Verzeichniſſe perſönlich vornehmen. Der 
Landrath hat überdies ſolche öfters durch die Gendarmen vornehmen zu laſſen. 


V. Die nicht aufgehobene unter 11 der Verordnung vom 15. März 1858 gegebene Vorſchrift, 
welche nachſtehend von neuem abgedruckt iſt, bringen wir bei dieſer Gelegenheit wieder in Erinnerung. 
Marienwerder, den 20. März 1882. 
Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulwpeſen. 


— 


Verordnung 5 
über Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder. 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, und unter 
Aufhebung der Amtsblattsbekanntmachung vom 16. November 1852 werden in Nachſtehendem die Vor⸗ 
ſchriften über die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder 
zuſammengeſtellt und zur genauen Befolgung in Erinnerung gebracht. 

Nr. 1 bis 10 ſind aufgehoben. 
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11. Strafbeſtimmungen für unberechtigte Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten. | 
Wer ein ſchulpflichtiges Kind, ſei es fein eigenes oder ein fremdes, während der Schulſtunden 
ohne vorſchriftsmäßigen Erlaubnißſchein zum Viehhfiten verwendet, ingleichen wer es unterläßt, das Hüte⸗ 


kind binnen der erſten drei Tage, daß er es in ſeine Dienſte genommen hat, unter Vorlegung des Erlaub⸗ 
nißſcheins dem Ortsſchullehrer vorzustellen und zur Hüteſchule anzumelden, verfällt in eine Polizeiſtrafe 


von 1 bis 10 Thalern. (8 11 des Geſetzes uber die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850). Außerdem 
iſt er im Wege der Exekution anzuhalten, den Erlaubnißſchein nachträglich beizubringen und die Anmel⸗ 
dung zur Hüteſchule nachzuweiſen oder aber das betreffende Kind aus dem Dienſte zu entlaſſen. 
Marienwerder, den 15. März 1858 
Königl. Preuß. Regierung, Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
. * 


Indem ich die vorſtehende Verfügung der Königlichen Regierung auch noch an dieſer Stelle zur 


öffentlichen Kenntniß der Kreisbewohner bringe, erſuche ich insbeſondere die Ortspolizeibehörden des Kreiſes 
für eine zweckentſprechende und prompte Erledigung der diesbezüglichen Verſäumnißliſten Sorge zu tragen. 


Stuhm, den 15. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


AR 6. Unter Nr. 4 der von dem Herrn Miniſter des Innern erlaſſenen Anweiſung über die Feſt⸗ 
ſetzung der korektionellen Nachhaft und über das bei der Entlaſſung der Korrigenden zu beobachtende Ver⸗ 
fahren vom 22. Oktober 1885, welche mittelſt dieſſeitiger Verfügung vom 31. Dezember deſſelben Jahres 
— Nr. I. R. 273 3 — dorthin mitgetheilt iſt, iſt angeordnet worden, daß die von den Detinirten erſpar⸗ 
ten Ueberverdienſtgelder (Arbeitsprämie) abzüglich des erforderlichen Reiſe- und Zehrgeldes nach der Ent— 
laſſung von der Direktion des Arbeitshauſes der Ortspolizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes zur Aus⸗ 
zahlung in angemeſſenen Raten überſandt werden ſollen und find Euer Hochwohlgeboren in der er- 
wähnten Verfügung unter Hinweiſung auf die Wichtigkeit gerade der Beſtimmungen unter Nr. 4 der 
miniſteriellen Anweiſung von mir angewieſen worden, die ſorgfältigſte Ausführung derſelben den Orts⸗ 
polizeibehörden zur Pflicht zu machen. Wie ich aber aus Mittheilungen des Herrn Landes-Direktors er⸗ 
ſehen habe, ſind von einer großen Anzahl der Ortspolizeibehörde des dieſſeitigen Regierungsbezirks in zahl⸗ 
reichen Fällen jene Vorſchriften inſofern nicht beachtet worden, als ſie die ihnen von der Direktion der 
Provinzial⸗Beſſerungs⸗ und Landarmen⸗Anſtalt zu Konitz überſandten Erſparniſſe an Ueberverdienſtgeldern 
ihrem ganzen Betrage nach mit einem Male an die entlaſſenen Korrigenden ausgezahlt haben. Ich muß 
dieſes Verfahren, durch welches die Entlaſſenen geradezu zu leichtfertigen Ausgaben verleitet und von dem 
Beginne eines ordentlichen Lebenswandels abgehalten werden, ernſtlich mißbilligen und erſuche daher 
Euer Hochwohlgeboren ergebenſt, gefälligſt die Ortspolizeibehörden Ihres Kreiſes wiederholt auf die Wich⸗ 
tigkeit und den Zweck jener Vorſchriften hinzuweiſen und ihnen die genaueſte Befolgung derſelben einzu⸗ 
ſchärfen, ſowie Sich davon überzeugt zu halten, daß dieſelben den getroffenen Anordnungen nachkommen. 

Es würde mir erwünſcht ſein und mir Veranlaſſung geben, die betreffenden Polizei⸗Verwalter 
zur Verantwortung zu ziehen, wenn in Zukunft ähnliche Verſtöße gegen die miniſterielle Anweiſung vom 
22. Oktober 1885 bezw. meine Verfügung vom 31. Dezember deſſ. Is. wie die vorſtehend gerügten zu 
meiner Kenntniß gelangten. 

0 Marienwerder, den 31. Januar 1887. Der Regierungs⸗Präſident. J. V.: v. Puſch. 


Vorſtehenden Erlaß bringe ich zur Kenntniß und genauen Nachachtung für die Herren Bürger— 
meiſter und Amtsvorſteher des Kreiſes. 
Stuhm, den 15. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


M 7. In Rückſicht auf die mehrfachen Abänderungen und Ergänzungen, welche das Regulativ über 
Ausbildung, Prüfung und Anſtellung für die unteren Stellen des Forſtdienſtes in Verbindung mit dem 
Militärdienſt im Jägerkorps vom 15. Februar 1879 im Laufe der Zeit erfahren hat und die Erwägung 
weiter nothwendig gewordener Abänderungen hat der Herr Miniſter für Landwirthſchaft, Domainen und 
Forſten eine neue Redaktion der betreffenden Vorſchriften mit dem Herrn Kriegsminiſter vereinbart mit 
der Maßgabe daß dieſes neue, vom 1. Februar er., datirende Regulativ vom 1. April cr. ab an die 
Stelle des Regulativs vom 15. Februar 1879 treten ſoll. 

Ich mache auf dieſes neue Regulativ mit dem Bemerken aufmerkſam, daß daſſelbe im dieſſeitigen 
Bureau und bei der Oberförſterei Rehhof eingeſehen werden kann. 
Stuhm, den 14. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


M 8. Der Gärtner Rudolf Metzlaff, in Gr. Stanau iſt zum Amtsdiener für den Amtsbezirk Sparau 
beſtellt und als ſolcher nach vorhergegangener Vereidigung von mir beſtätigt worden. 
Stuhm, den 15. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


Korrigenden. 


Forſtregulatir 


Amtsdiener 
in Sparau. 


/ 


Steckbrief. 


Wildſchon⸗ 
geſetzes. 


Ev. Pfarrſtelle 


in Chriſtburg 


Schulvorſtand 
in Barlewitz. 
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A 9. Der am 13. Auguſt 1857 zu Gerdauen geborene Reſerviſt Stellmacher Adolf Franz Lapenski, 
welcher ſeiner Militärpflicht vom 5. November 1877 bis 11. September 1879 beim Oſtpreußiſchen Fuß⸗ 
Artillerie Regiment Nr. 1 genügt hat, entzieht ſich längere Zeit der militäriſchen Kontrole und iſt trotz 
el: Recherchen fein Aufenthaltsort bisher nicht zu ermitteln geweſen. 

Sämmtliche Ortsbehörden und Königlichen Gendarmen werden hiermit beauftragt, nach dem 

p. Lapenski zu recherchiren, ihn im Ermittelungsfalle zur ſofortigen Anmeldung beim zuſtändigen Bezirks⸗ 
feldwebel anzuhalten, ſowie auch dem Königlichen Bezirks⸗Commando zu Pr. Stargardt eine entſprechende 

Mittheilung zu machen. 

Stuhm, den 14. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


Nr 10. Bezüglich der Handhabung des Wildſchongeſetzes vom 26. Februar 1870 beſtehen anſcheinend 
in den einzelnen Bezirken der Monarchie inſofern Verſchiedenheiten, als zum Erlaß von polizeilichen Straf⸗ 


‚verfügungen wegen Uebertretungen dieſes Geſetzes zuſtändig auf dem platten Lande bald die Amtsvorſteher, 


bald die Landräthe angeſehen werden. Auch ſcheinen über den Umfang der den Polizeibehörden einge⸗ 
räumten Zuſtändigkeit im Hinblick auf den Wortlaut im Abſatz 2 8 5 des Geſetzes cit, welcher die 
Prüfung über das Vorhandenſein mildernder Umſtände dem Richter zuzuweiſen ſcheint, an vielen 
Stellen Zweifel zu beſtehen. Da nach dem Geſetz vom 23. April 1883 (Geſ.⸗S. S. 65) die von dem 
Verwalter der Polizei in einem beſtimmten Bezirk feſtzuſetzenden Geldſtrafen den Betrag von 30 Mk. in 
jedem einzelnen Fall nicht überſchreiten dürfen, jo find manche Polizeibehörden der Anſicht, daß ſie zum 
Erlaß von Strafverfügungen wegen Uebertretungen gegen die Ziffern 1. 2. 3. im Abſatz 1 des § 5 des 
Wildſchongeſetzes auch dann nicht zuſtändig ſeien, wenn nach ihrer Meinung mildernde Umſtände vorliegen, 
während andere Behörden beim Vorhandenſein ſolcher Umſtände dieſe Befugniß innerhalb der angegebenen 
Schranke des Geſetzes vom 23. April 1883 auch gegenüber denjenigen Uebertretungen in Anſpruch nehmen, 
welche wie die oben bezeichneten, mit einem über 30 Mk hinausgehenden Strafmaximum bedroht ſind. 


Die ſtädtiſchen Volizei-Verwaltungen wie die Herren Amts vorſteher des Kreiſes erſuche ich, 
mir über die bisher befolgte Art der Handhabung qu. Beſtimmungen bis zum 29. März er. Bericht 
zu erſtatten. 

Stuhm, den 17. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


Nr. 11. Zu der an der evangeliſchen Kirche zu Chriſtburg erledigten Pfarrſtelle iſt der ſeitherige Pfarr⸗ 
verweſer, Prediger Felix Wilhelm Viktor Haſſenſtein berufen und beſtätigt worden. 
Stuhm, den 15. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


M 12. Es ſind gewählt und von mir beſtätigt worden: 
1. Der Beſitzer Eggert in Barlewitz als Schulkaſſen⸗ ⸗Rendant und 
2. Der Beſitzer Regehr in Barlewitz als Schulvorſteher. 
Stuhm, den 15. März 1887. Der Landrath, J. V.: Der Kreisdeputirte. 


e Behörden. 


Der Herr Miniſter hat durch Erlaß vom 25. v: Mts. U III 10415 U U 366 angeordnet, daß 
beim Schulunterricht fortan das Ries Papier zu 1000 Bogen gerechnet. werde. 
Die Herren Lehrer wollen ſich Aach richten, Abſchrift dieſer Verfügung übrigens auch zur 
Schulchronit nehmen. f 
Stuhm und ER Wpr., den 17. Wir 1887. Die Kreisſchulinſpektoren. 
Dr. Zint. Steuer. 


Der Mühlenbeſitzer Schön zu Ankemitt beabſichtigt i in der unmittelbaren Nähe der am 17. 
Januar cr., abgebrannten Windmühle eine neue ſolche zu erbauen. Unter Hinweis auf die Beſtimmungen 
des 8 6 des Ediktes vom 28. 10. 1810 werden die Adjacenten hiervon in Kenntniß geſetzt mit dem en 
ſtellen, begründete Widerſprüche gegen den Neubau bei dem Unterzeichneten anzubringen. 

. den 15. März 1887. Der Autsvorſeher 


I a 5 


| a 


| Vethlnt machn; 

Der Deichrepräſentant Hermann Vollerthun in Klackenderf iſt von dem Deich⸗ 
amte für die nächſten 3 Jahre zum ſtellvertretenden Deichhauptmann gewählt und als funher 
beſtätigt und vereidigt worden. 

e den 3. März 1887. 

Der Deichhauptmann. 
R. Wunderlich. 


Piu tt Anzeigen. 


Sonntag, den 27. März d. Is., 
Abends 7 Uhr, 


im Saale des Kreishauſes zu Stuhm, zum Beſten des Stuhmer Frauenvereins: 


Musikalische 


N 


und lebende Bilder. 


Die Generalprobe iſt Sonnabend, den 26. d. Mts, Abends 7½ Uhr. 
Um recht zahlreichen Beſuch bittet 


Der Vorſtand des Stuhmer Frauenvereins. 
Das Nähere beſagen die Zettel. 


Herren⸗ und Knaben⸗Garderoben, 
werden nach Maaß in meinem Geſchäft gutſitzend und aufs ſauberſte zu billigſten Preiſen 
angefertigt. 


Anzüge von guten Stoffen 
(Reine Wolle) ſchon von 24 Mark a 
M Salinger-Marienburg. 
Die Die Ziehung der Cölner St. Peters-Lotterie 
ist verlegt auf den 24. Mai d. Is. 


Loose 4 1 Mark sind noch zu haben bei 
F. Albrecht, Stuhm. 
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Geſchafts · Aeber ſicht 
Vorſchuß ⸗ Vereins Chriſtburg, 


Eingetragene Genoſſenſchaft, 


für das 22. Geſchäftsjahr 
vom 1. Januar 1886 bis 31. Dezember 1886. 


A. Einnahme. 


Beſtand aus dem ber 19 174,95 Mk. 


Beiträge 8 6 ; i . 3 3189,08 „ 
Eintrittsgelder | ; | 48,00 „ 
Rückzahlung von Vorſchüſſen 1 109 006,58 „ 
Zinſen 2 ; 17 830,45 „ 
Aufnahme von rg 8 ; > 50 695,00 „ 
Extraordinaire Einnahme 22583 „ 


Reſtbetrag der eingezogenen Guthaben ausgeftoffenen Mitgliber nach f vor⸗ | 
geſchoſſener Gerichtskoſten A 193,12 


8 1 200 362,71 Mt. 


B. Ausgabe. 


Rückzahlung von Guthaben 


0 5 5 : 2 940,93 Mk. 
Gewährte Vorſchüſſe ; 5 : ; E 8 F 1 098 229,00 „ 
Rückzahlung von Darlehnen 8 ; ; ’ 62 610,00 „ 
Gezahlte Zinſen 5 8 ; 8 11 423,36 „ 
Gehälter und Verwaltungskoſten : . ; x € 8.97205 „ 
Außerordentliche Koſten a 2 5 ; g i 234,83 „ 
Anwalts- und Verbandstantieme 7 3 5 3 : 68,00 „ 
Kaſſenbeſtand 0 5 8 8 A ; 20 884,54 „ 
Summa 1 200 362,71 Mk. 
Bilanz. 
Activa. 
Kaſſenbeſtand 5 8 : . . 2 20 884,54 Mk. 
Ausſtehende Forderungen 3 8 l . 3 5 254 203,73 
Summa 275 088,27 M. 
Passiva. 
Guthaben der wigleder 8 0 A 8 . ; 37 439,27 Mk. 
Darlehne ; R N 1 . ; 235 449,00 „ 
Zinſen⸗Reſerve 8 5 E 2 2 200,00 


77 


Summa 275 088,27 Mk. 
i balancirt 
Chriſtburg, den 14. März 1887. 


Der Vorſtand. 


a R. Ludwig. Hecker. Bock. 
Fier zu 1 Beilage. 


3 


